GEW-Material

Wie reagieren wir mit den Mitteln des bestehenden Rechts 

auf die Zumutungen der „Handreichungen Unterrichtsgarantie plus - für eine verlässliche Schule“?

Schulungsunterlagen für PersonalrätInnen

1.
Exakt abgestimmter und sorgfältig geprüfter Jahrestermin​plan. Klassen-, Austausch- und Studienfahrten, Betriebspraktika, Konferenzen etc. sind so aufeinander abgestimmt, dass es zu möglichst wenig Unterrichtsausfall kommt. Konferenzen und Besprechungen sind z.B. durch feste Konferenztage orga​nisiert, so dass kein Unterricht ausfällt.

Jahresterminplan: Mitbestimmungsrecht des PR nach § 74(1)2 --- Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung und Erleichterung des Arbeitsablaufs

zu den Vorschlägen an sich: 

Klassenfahrten synchronisieren: pädagogischer Blödsinn

-an den Schulen gibt s auch in der Regel nicht genügend Begleitpersonen

Betriebspraktika synchronisieren, Konferenztag: sinnvoll

Was ist mit außerschulischen Unterrichtsorten (Museen, Ausstellungen, Betriebsbesichtigungen,…)

Austauschfahrten hängen auch von den Partnerschulen ab – sollen alle die Programme der Europaschulen (comenius u.a.) wegfallen?
2.
Unterrichtsstunden, die eine Lehrkraft nicht halten kann, weil ihre Klasse etwa wegen Wanderfahrten bzw. Unterrichtsgängen oder Praktika außer Haus ist, werden für Vertretungsunterricht genutzt.


Es sollte eine offen geführte Minus - Plus - Zeitbilanz bezogen auf festgelegte und vereinbarte Zeiträume (ggf. als Bilanzierung der Jahresarbeitszeit) angelegt werden, in die neben den erteilten Vertretungsstunden auch alle nicht erteilten Stunden (Ausnahme: Ausfall wegen Krankheit oder Dienstbefreiungen), Vor- und Nacharbeiten festgehalten und verrechnet werden.
wenn dies zeitnah geschieht, z.B. am selben Tag oder ohne weitere Benachteiligung in derselben Woche, ist dagegen nichts einzuwenden. Das machen wir sowieso schon! 
Für eine Jahresarbeitzeit gibt es keine Rechtsgrundlage. Wenn eine Lehrkraft ihre Arbeitskraft anbietet, der Arbeitgeber sie aber innerhalb einer Woche nicht abruft, dann ist diese Arbeit eben verfallen. Es ist undenkbar, diese Arbeit dann 4 Monate später nachholen zu sollen. Da Lehrkräfte die Ferientage, die über den Urlaubsanspruch hinausgehen, während der Unterrichtszeit vorholen, arbeiten sie sowieso schon an der 48-Wochenstunde-Grenze des Arbeitzeitgesetzes!

Vgl. auch Erlass vom 8.5.73 zur Gewährung von Mehrarbeitsentschädigungen, 2.1

Anmerkungen: es gibt zwar keinen neuen Erlass dazu, aber falls 2.1 verneint wird, kann auch 2.2. nicht mehr gelten, das hieße dann, dass die Stunden bei Klassenfahrten, Unterrichtsgängen u.ä. ebenfalls bilanziert werden können, das ist in der Regel Mehrarbeit!
3.
Die Schule hat ein Fortbildungskonzept entwickelt, nach dem Lehrkräfte Fortbil​dungsangebote wahrnehmen, die möglichst in der unterrichtsfreien Zeit liegen. Das bedeutet auch, dass nicht mehrere Lehrkräfte der einzelnen Schule an derselben Fortbildung teilnehmen, sondern nur eine Lehrkraft, die dann als Multiplikator im Kol​legium wirkt.

HLbG § 66(5): Die Fortbildung soll in der unterrichtsfreien Zeit stattfinden. In besonderen Fällen kann die SL für vom Land Hessen akkreditierte FB-Vranstaltungen Dienstbefreiung gewähren, sofern dienstliche Erfordernisse nicht entgegenstehen.

Außer Unterrichtsgarantie gibt es auch noch andere dienstliche Erfordernisse, z.B. dass eine Lehrkraft sich nicht nach 6 anstrengenden Unterrichtsstunden fortbildet, sondern ausgeschlafen sich auf ein kompliziertes Thema konzentriert. Dies kann durchaus ebenfalls im dienstlichen Interesse sein. D.h., die Schulleitungen haben hier einen Entscheidungsspielraum! 

Der PR kann dies unterstützen, indem er sein Mitbestimmungsrecht bei den Grundsätzen der Fortbildung nach § 74(1)8 geltend macht und mit der Schulleitung über die Bedingungen einer Dienstbefreiung sowie über die Anzahl der Tage, die eine Person pro Jahr auf Fortbildung gehen kann, verhandelt. 

Multiplikator: Dies kollidiert stärkstens mit dem Ansinnen, Lehrer müssten ihre Fortbildung selbst zahlen und in ihrer Freizeit absolvieren. Eine Dienstverpflichtung als Multiplikator kann, wenn einer dieser Sachverhalte gegeben ist, nicht ausgesprochen werden.

Es kann auch sinnvoll sein, dass zwei KollegInnen gemeinsam zu einer Fortbildung gehen. GeKo hat nach § 133(1)15 HSchG das Recht, Vorschläge für den schuleigenen Fortbildungsplan zu machen.

Bei der Erörterung eines Fortbildungskonzepts ebenfalls zu beachten § 74 (1),6. „Maßnahmen…  zur Verhütung von Gesundheitsschädigungen“, HPVG; wann ist eine Belastungsgrenze erreicht?

Gibt es nicht auch die Fürsorgepflicht des Dienstherren?

4.
Doppelbesetzungen (ausgenommen GU) in Zeiten, in denen ein hoher Vertretungs​bedarf entsteht, werden aufgelöst.

§ 33(2)1. Aufgabe der MentorInnen: Beratung in schul- und unterrichtspraktischen Fragen. 

Aufgaben der Gesamtkonferenz nach § 133(1)14. HSchG:  Grundsätze für die Unterrichtsverteilung und für die Stunden- und Vertretungspläne. In solche Grundsätze sollte die Doppelbesetzung hineinformuliert werden wie auch das Verbot, diese aus Gründen der kurzfristigen Vertretung aufzulösen. Begründung: ReferendarInnen werden den Schulen mit 4,8 (neuerdings, bis letztes Jahr „nur“ 4,3) Stunden wöchentlich angerechnet, d.h. hier ist eine Doppelbesetzung vorgesehen.

Vorbereitung der Beschlussfassung in der Gesamtkonferenz evtl. durch eine Personalversammlung.

inhaltliche Begründung: Wie soll die Beratung eines/r ReferendarIn gehen, wenn der/die MentorIn ihn/sie nicht auch im Unterricht begleitet. Ziele kollidieren!

5.
Freiwillige Zusatzangebote wie Arbeitsgemeinschaften entfallen ggf. über einen bestimmten Zeitraum zugunsten von Vertretungsunterricht nach entsprechender Information der Eltern.

Das dürfte für sich sprechen. Eltern und SV dagegen mobilisieren. Kollision mit Schulprogramm und –profil herausstellen. 

§ 133(1)11. Gesamtkonferenz entscheidet über Bildung besonderer Lerngruppen. Beschluss fassen und ggf darauf hinweisen, dass hier Zielkonflikt besteht. Unterrichtsgarantie und Pädagogik stehen sich konträr gegenüber. Pädagogische Verantwortung der Lehrkräfte!

6.
Lerngruppen werden vorüberge​hend nach einem jeweils für ein Schuljahr festgelegten Modus aufgeteilt und in pa​rallelen Klassen der gleichen Jahrgangsstufe unterrichtet.

Notlösung! Kann doch nicht ernsthaft als Bestandteil eines seriösen Vertretungskonzepts verkauft werden! Viel zu kleine Klassenräume, viel zu große Klassen, viel zu geringe Materialausstattung

und Zusatzbelastung für die Lehrkraft

7.
Die Schule arbeitet mit einem Programm, mit dessen Hilfe der Stundenausfall und die Anzahl von Vertretungsstunden exakt ermittelt werden können. So ist zu jeder Zeit beispielsweise ein Überblick darüber gewährleistet, wie viele Mehrarbeitsstun​den eine Lehrkraft bereits in einem Monat geleistet hat bzw. noch leisten kann.

§ 81(1) HPVG: Der Personalrat hat mitzuwirken bei ... Einführung von technischen Rationalisierungsmaßnahmen, die den Wegfall von Planstellen oder Stellen zur Folge haben, ... sowie bei Einführung, Anwendung, Änderung oder Erweiterung automatisierter Verarbeitung personenbezogener Daten der Beschäftigten. 

§ 74(1)2. Der PR hat mitzubestimmen bei Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung.

Mitwirkung bzw. Mitbestimmung sind auf Ebene des ÖPR im Prinzip dasselbe. Der SL muss Antrag auf Zustimmung stellen, der PR kann zustimmen oder innerhalb zwei Wochen begründet ablehnen. § 69(2), § 72(2) HPVG. Ablehnung wird ausdrücklich empfohlen.

Begründung für die Ablehnung: Die unvergütete Mehrarbeit wird hier als Regel unterstellt. Sie gründet sich aber auf § 85(2) HBG: „Der Beamte ist verpflichtet, ohne Vergütung über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus Dienst zu tun, wenn zwingende dienstliche Verhältnisse dies erfordern.“ D.h., es kann sich hier nur um den Ausnahmefall handeln. Hier soll aber die Ausnahme zur Regel gemacht werden. Das geht hervor aus der Formulierung „wie viele Mehrarbeitsstunden die Lehrkraft noch leisten kann“. 

Schwerbehinderte können zur Mehrarbeit nur mit deren Zustimmung verpflichtet werden.

Schwangere dürfen nicht zu Mehrarbeit herangezogen werden.

Verschleierte Arbeitszeitverlängerung um bis zu 3 Std pro Monat.

8.
Schulen ab einer bestimmten Größe haben für die ersten beiden Stunden eine feste Vertretungsbereitschaft eingerichtet, sodass bei kurzfristigen Ausfällen von Lehr​kräften ab der ersten Stunde eine Vertretung gewährleistet ist.
§ 133(1)14. Die Gesamtkonferenz beschließt über Grundsätze für die Vertretungspläne.

Sie sollte das dementsprechend nicht beschließen.

§ 74(1)9. Der Personalrat hat mitzubestimmen über ... Festsetzung von ... Mehrarbeit. 

Eine grundsätzliche Vertretungsbereitschaft wäre eine über das ganze Schulhalbjahr dauernde permanente Mehrarbeit. Denn Vertretungsbereitschaft ist nach einem EU-Urteil Arbeitszeit. Es muss demnach an anderer Stelle ein Ausgleich geschaffen werden bzw. die Vertretungsbereitschaft muss auf die Pflichtstunden angerechnet werden. Vertretungsbereitschaft ist das, was wir schon immer fordern: wenn dafür Lehrerstellen zugewiesen werden. Vertretungsbereitschaft ohne Ausgleich muss der PR ablehnen mit Hinweis auf die ohnehin schon geleistete Arbeitszeit sowie die fehlende Rechtsgrundlage für eine solche Anweisung.

9.
Für die Planungen sind die Regelungen des Hessischen Beamtengesetzes und der Mehrarbeitsvergütungsverordnung von Bedeutung. Danach können Lehrkräfte über die Pflicht​stundenzahl hinaus bei voller Stelle bis zu drei Unterrichtsstunden im Monat zusätzlich für Vertretung eingesetzt werden. Beim Unterrichtseinsatz von Angestellten sind die über die vertraglich vereinbarte Arbeitszeit geleisteten Stunden zu vergüten.

Leider wurde die oben erwähnte Formulierung aus dem HBG „wenn zwingende dienstliche Verhältnisse dies erfordern“ hier vergessen zu erwähnen. Es gilt das oben Gesagte. 

Immerhin ist bekannt, dass Angestellte ab der ersten Mehrarbeitsstunde vergütet werden müssen.

Was unerwähnt bleibt, ist, dass teilzeitbeschäftigte Angestellte für jede Mehrarbeitsstunde eine Vergütung anteilig zu ihrem Gehalt bekommen müssen, also nicht nur eine popelige Mehrarbeitsentschädigung. Dasselbe wird evtl. demnächst auch für teilzeitbeschäftigte Beamte gelten – die Klage dazu läuft und hat gute Aussicht auf Erfolg. Teilzeitbeschäftigte BeamtInnen sollten für jede angeordnete Mehrarbeitsstunde mit Hinweis auf die laufende Klage Bezahlung fordern und bei Ablehnung Widerspruch einlegen – Formulare dafür gibt es bei der GEW – natürlich nur für Mitglieder.

10.Eine bestimmte Gruppe von Lehrkräften (Team) übernimmt nach Absprache der Schullei​terin oder des Schulleiters für eine festgelegte Schülergruppe (Klasse, Parallelklasse, Jahrgang, Fachbereich, Schulstufe) die Verantwortung für Planung und Durchführung des Unterrichtes. Die Teamverantwortung greift auch im Falle eines notwendigen Vertretungs​unterrichtes. Die erforderliche Vertretung wird vom jeweiligen Team in eigener Verantwor​tung geplant und realisiert.

Die Idee stammt aus der Privatwirtschaft:: unter der Vorspiegelung vermeintlicher eigener Verantwortung für die Arbeitsergebnisse bekommen Teams zwar zu geringe Ressourcen zugeteilt, müssen aber sämtliche Ausfälle gegenseitig tragen und verantworten. Wer da mitmacht, ist selber schuld.

Wenn KollegInnen die Organisation von Vertretungsunterricht übernehmen, die eigentlich Aufgabe der Schulleitung ist, dann steht ihnen auch Entlastung aus dem Schuldeputat zu. 

11.Parallelunterricht, während dessen mehrere Schülergruppen selbstständig am jeweiligen Lerngegenstand arbeiten. Als Aufsicht und Unterstützung stehen in dieser Zeit die Lehrkräfte des Teams zur Verfügung.

Selbstständige Arbeit kostet eher mehr, nicht weniger Personal! Um selbstständige Arbeit professionell unterstützen zu können, müssten die Klassen kleiner sein. Es müssten mehr Räume zur Verfügung stehen. Es kostet außerdem Material, für das ebenfalls das Geld fehlt! 
Forderung nach Personal, Räumen, Material laut hörbar vortragen. Resolution, Pressemitteilung

12.Für die Aufsichtsführung in Phasen selbstständigen Arbeitens können Eltern im Rahmen der aktiven Elternmitarbeit oder andere Betreuungspersonen einbezo​gen werden. Mit ihnen können Honorarverträge abgeschlossen werden.

Mitbestimmung des Personalrats nach § 77(2) bei Einstellungen

Ablehnungsbegründung besprechen

Erlass des Hessischen Innenministeriums, Staatsanzeiger vom 9. August 2004, Seite 2619 berufen, aus dem klar hervorgeht, dass für Lehrkräfte die Nr. 3 SR 2 l I BAT gilt.

Qualifikation problematisieren! Selbstständiges Arbeiten der SchülerInnen erfordert nicht schlechter, sondern besser qualifiziertes Personal! 

Fortbildungsbedarf ggf. anmelden.

13.Die Teams einer Klassenstufe arbeiten mit einem Bereitschaftsplan, in dem jedes Teammitglied Stun​den angibt, in denen es vorrangig für Vertretung eingesetzt werden kann.

Für Bereitschaftsstunden gibt es nirgends eine Rechtsgrundlage. Im Gegenteil: nach einem Urteil des EuGH müssen sie auf die Dienstzeit angerechnet werden. Dies wäre natürlich auch in der Schule möglich, würde dann aber eine höhere Lehrerzuweisung voraussetzen. Die GEW fordert seit Jahrzehnten eine 10%ige Vertretungsreserve. 

Diese Forderung kann in eine Resolution aufgenommen werden.

Sollte die Schulleitung auf so etwas bestehen, hat der PR ein Mitbestimmungsrecht, da es sich hierbei nur um Überstunden handeln kann (§ 74(1)9.

Auch das Recht der Gesamtkonferenz bei der Aufstellung von Vertretungsplänen nach § 133(1)14) HSchG kommt hier wieder zum Tragen.

14.Lehrkräfte stellen Literatur oder Aufgaben für ihre Lerngruppen in ei​nen virtuellen Raum und weisen Lernziele aus. Die Schülerinnen und Schü​ler bearbeiten ihre Aufgaben unter Aufsicht auch einer minder qualifizierten Person und legen diese oder ihre Hausaufgaben zur Kontrolle durch die Lehrkraft online ab.

Deutliche Arbeitszeitverlängerung. Die Lehrkraft soll wohl vom Krankenbett aus oder von der Klassenfahrt aus oder vom Fortbildungslehrgang aus die Klasse betreuen und überwachen. Selbstverständlich mit privat finanziertem Laptop! Hier wird die pädagogisch schöne und begrüßenswerte Möglichkeit, selbständiges Lernen aus dem Unterricht heraus zu entwickeln, umfunktioniert zum Billigmodell, um Lehrkräfte zu sparen. Mitbestimmungsrecht des PR nach § 74(1)2. und 9. Recht der GeKo nach § 133(1)14 HSchG. 

15.Bei der Erstellung der Stundenpläne ergeben sich für einzelne Lehrkräfte Spring​stunden, die zur Erteilung von Vertretungsunterricht genutzt werden können. Um ei​ne gleichmäßige Belastung des Kollegiums zu erreichen, sollten nach Möglichkeit für alle Lehrkräfte einer Schule im vertretbaren Umfang Springstunden eingeplant werden.

§ 133(1)14 HSchG, Grundsätze für die Erstellung des Stundenplans

siehe auch noch einmal Punkt 9

Einplanung von Springstunden hilft oft noch nicht einmal, da der Vertretungsbedarf dann doch nicht während der Springstunde anfällt. Sie verschlechtern aber die Stundenpläne, und das angesichts fehlender Arbeitsmöglichkeiten in den Schulen. Verplemperte Zeit! dann, wenn keine Vertretung anfällt, solange die Schulen keine angemessenen Arbeitsplätze zur Verfügung stellen können.
16.Freiwillige Einrichtung einer Kern-Anwesenheitszeit. Durch diese selbst gesetzte Anwe​senheitszeit kann sichergestellt werden, dass in allen Vormittagstunden eine Lehrkraft für den Vertretungsunterricht bzw. als Ansprechpartner für andere Einsatzkräfte zur Verfügung steht. Elterngespräche und Beratungen finden außerhalb dieser Kernzeit statt.

Arbeitszeitverlängerung, Mitbestimmung des Personalrats § 74(1)9 und 2

Wer so was beschließt, ist selber schuld.

17.Studierende der Lehrämter bilden für jeweils einen Wochentag die Vertretungsbereitschaft von der 1. bis zur 6. Stunde. Im Rahmen dieser Bereitschaft wer​den die Studierenden für Vertretungsunterricht eingesetzt. Diese können entweder auf be​reitgestelltes Unterrichtsmaterial zurückgreifen oder aber selbstständig ihren Unterricht ge​stalten und dadurch auch Praxiserfahrungen gewinnen. Unterstützt werden die Lehramts​studierenden in ihrer Arbeit von in Parallelklassen unterrichtenden Lehrkräften.

Qualifikation problematisieren

Mitbestimmung des PR bei Einsatz von Studierenden § 77(2)1 HPVG

Mehrarbeit für Lehrkräfte, die Material zur Verfügung stellen und Studierende mit betreuen

Geht wohl nur an Hochschul-Standorten – und auf dem Land??

18.Lehramts​studierende werden zu Klassen- und Studienfahrten mitgenommen. Durch ih​ren Einsatz wird Unterrichtsausfall vermieden und die Anzahl der Stunden, die vertreten werden müssen, vermindert.

Dazu kann sich jeder was denken, der schon mal auf Klassenfahrt war. Es gehört sicherlich zum pädagogischen Konzept einer Schule, ob sie Studierende dahin mitnimmt oder nicht. § 133(1)1. HSchG.

Zusatzbelastung für Lehrkräfte!

19. Unterstützt wird das Konzept der „Verlässlichen Schule" durch die Einführung der Jahresstundentafel ab dem Schuljahr 2006/07. Die Schulen werden so insgesamt mehr Selbstverantwortung und Flexibilität in der Organisation der gesetzlichen Stundentafeln erhalten, Zur flexiblen Unterrichtsgestaltung kann von den Vorgaben der Wochenstunden​tafel abgewichen werden, wenn sichergestellt ist, dass die Stundenanzahl der Jahresstun​dentafel eingehalten wird.

Hierzu war auf der Schulleiterdienstversammlung am 24.2.06 großes Rätselraten. Natürlich kann man sich vorstellen, dass, wenn der Chemielehrer krank ist, die Deutschlehrerin einspringt und schon mal ein bisschen Deutsch vorholt. Kriegt  sie aber dann den Rest des Jahres frei, wenn sie all ihre Stunden gehalten hat und nicht krank war? Oder geht man davon aus, dass sie zum Schluss auch krank wird, damit dann der Chemielehrer seinerseits die noch fehlenden Chemiestunden geben kann? Und wann soll er die überhaupt geben, wenn nicht die Kinder nachmittags extra bestellt werden und der Chemielehrer auch extra anrückt, um seinen krankheitsbedingten Ausfall zu kompensieren? Eine Schulleiterin hatte dann die glänzende Idee: Die Ganztagsschule muss her! Dann können wir dieses Problem auch lösen!

Mit anderen Worten: keiner weiß nix genaues nicht!

20.Die Fachkonferenzen der Schulen haben die Aufgabe, bereits vorhandene Unterrichtsma​terialien zu sichten, bei Bedarf zu modifizieren und auf den Vertretungsunterricht auszurichten. Jede Schule soll einen „Materialpool" anlegen, der für Vertretungskräfte je​derzeit verfügbar ist. So kann auch in kurzfristig ausfallenden Stunden sinnvoll gearbeitet werden. Es wird empfohlen, Mitglieder der einzelnen Fachkonferenzen mit dieser Aufgabe zu be​trauen. Das Material sollte an einem festen Ort bereitgestellt und jeder Kollegin und jedem Kollegen frei zugänglich sein.
Modell „Vertretungskiste": Bei der geplanten Abwesenheit einer Lehrkraft bereitet diese für zu vertretende Stunden Unter​richtsmaterial vor und legt es in eine speziell dafür eingerichtete „Vertretungskiste". Aus dieser Kiste entnimmt die eingesetzte Vertretungslehrkraft das Material für Vertretungs​stunden und legt es bearbeitet wieder zurück. Die Klassenlehrerinnen und Klassenlehrer erstellen darüber hinaus fachunabhängige Materialien „für alle Fälle", die jederzeit in ihren Klassen eingesetzt werden können. Auch die Fachbereiche stellen Vertretungsmaterial für jeden Jahrgang in Ordnern zur Verfügung, sodass die Schülerinnen und Schüler der Schu​le auf der Aue in allen zu vertretenden Stunden sinnvoll arbeiten können.
Was heißt hier: „haben die Aufgabe“? Das steht nirgends (fehlende Rechtsgrundlage)  und ist eine weitere Mehrarbeit. Missachtung der pädagogischen Arbeit. Material wird für Klassen gezielt vorbereitet und nicht anonym für alle Fälle irgendwo abgestellt. Pädagogische sinnvolle Materialsammlungen gibt es sowieso an vielen Schulen.

Wer finanziert den Materialpool? Gibt es dafür extra Mittel?

In welchen Räumlichkeiten werden die Materialien gelagert?

Klar: wenn jemand krank ist. weiß er das schon am Tag vorher und legt Vertretungsmaterial in die Kiste. Und wenn jemand in Urlaub fährt (Klassenfahrt), ist es ja wohl zumutbar, dass er vorher den Unterricht für alle zurückbleibenden Klassen vorbereitet.

Wenn ein Lernen nur über Arbeitsblätter möglich ist, wozu brauchen wir dann Lehrkräfte. Es gibt zwar z:T. gute Einheiten zum selbständigem Lernen, aber ob die gerade passen?? Und wie viele Stunden am Tag erträgt das der Schüler (KlassenlehrerInnen haben oft mehrere Stunden am Tag in der Klasse, GrundschullehrerInnen sogar überwiegend.

21.Die Dokumentation über Änderungen beim Unterrichtseinsatz sollte allen Mit​gliedern des Kollegiums zugänglich sein, damit die eigene Belastungssituation in Relation gesetzt werden kann.

Hier soll also sichergestellt werden, dass alle gleich schlecht behandelt werden bzw. gleich stark belastet werden. Ein dubioser Gerechtigkeitsbegriff.

Zweifellos hat der PR nach § 61 HPVG die Pflicht, über die Gleichbehandlung zu wachen. Ob aber das Kollegium Zugang zu all diesen Daten erhalten muss, wo doch sonst der Datenschutz so hoch gehalten wird!!??

Verstoß gegen das Datenschutzgesetz  §1  Aufgabe   „1. das Recht des Einzelnen zu schützen, selbst über die Preisgabe und Verwendung seiner Daten  zu bestimmen,…“

22. Die Bildung eines Pools mit geeigneten Betreuungs- und Vertretungskräften ist eine der ersten und anspruchsvollsten Aufgaben für die einzelne Schule im Zusammenhang mit verlässlichen Unterrichtszeiten. In vielen Fällen ist es sinnvoll, dass einzelne Schulen im Schulverbund zusammenarbeiten und auf gemeinsame Listen zurückgreifen können. Mög​liche Ansprechpartner sind pensionierte Lehrkräfte, Lehramtsstudenten, Lehrkräfte in El​ternzeit und Eltern. Die Zusammenarbeit mit Dienstleistern, die einen geeigneten Per​sonenkreis für den Betreuungs- und Vertretungspool zusammenstellen, kann unter Um​ständen sinnvoll sein. Die Entscheidung darüber trifft die Schule.
Betreuungskräfte (für die ersten 2 Tage des Unterrichtsausfalls) kriegen ein Honorar von 15 – 20 Euro, Vertretungskräfte (ab dem 3. Tag bis incl. zur 5. Woche)  von 20 – 30 Euro pro Stunde, zuzüglich Sozialversicherung.

Der PR hat in jedem Fall ein Mitbestimmungsrecht nach § 77 (2)1.

Auf die Musterablehnung wird verwiesen.

Der PR muss darauf achten, 

· dass die Bezahlung nach dem Innenministererlass erfolgt und nicht nach der „Handreichung“, die diesen Erlass ignoriert
· dass die Qualifikation gegeben ist
· dass der Bestimmung, dass jeder Deutsche Zugang zu einem öffentlichen Amt haben muss, ausreichend Raum eingeräumt wird
· dass die Auswahl transparent erfolgt
Es muss noch geklärt werden, ob bei PR  eine Vorab-Zustimmung eingeholt werden kann, um Lehrpersonen  in einem Pool zu haben, die man dann bei Bedarf abrufen kann. Wir vertreten die Meinung: der PR muss Zeit haben, die Einzelmaßnahme zu erörtern und zu entscheiden – nicht umsonst sieht § 69 HPVG eine Entscheidungsfrist von zwei Wochen vor.

Neben der Zustimmung des PR ist auch die der FB einzuholen. Manche Schulen in Frankfurt haben eine Ansprechpartnerin für Frauenfragen, die im Einzelfall von der SSA-FB als Vertreterin eingesetzt wird. Diese Frau kann auch ablehnen! Arbeitszuwachs für diese Frauen oder eben in anderen Schulämtern die FB beim Staatlichen Schulamt. Entlastung??

Dasselbe gilt für die Schwerbehindertenvertretung.

Die Marktöffnung ist hier geplant und gewünscht. Schulleiter sollen das Schachern lernen und die Vertretungskräfte in der Höhe des Honorars gegeneinander ausspielen – je nachdem halt, was der Markt hergibt.

23.Außer Personen, die von außen kommen, weist das KM auf folgende Personenkrei  se hin, die in den Vertretungspool aufgenommen werden sollen:
- pensionierte Lehrkräfte, aber nur bis zur Hinzuverdienstgrenze
- Lehrkräfte in Elternzeit, bis zum Gegenwert von 30 Wochenarbeitsstunden
- LiV bis zur Hinzuverdienstgrenze
- vergütete Mehrarbeit von beschäftigten Lehrkräften

bei Lehrkräften in Elternzeit ist fraglich, ob dieses Konzept überhaupt geht. Wenn sie arbeiten wollten, könnten sie doch im Rahmen ihres Beamtenverhältnisses bis zum genannten Umfang arbeiten und nicht in einem schlecht bezahlten Honorarjob. 

LiV lehnen wir ab. widerspricht dem Ausbildungszweck.

 §40(8) UVO zum HLbG: „Die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst soll nur in begründetem Ausnahmefall zu Vertretungsstunden herangezogen werden. Dabei ist darauf zu achten, dass ein Einsatz in der Regel nur in den Lerngruppen stattfindet, in denen sie unterrichtet.

 Der HPRLL hat die Studienseminarleitungen angeschrieben, um dort ebenfalls Unterstützung zu bekommen

In welchem Umfang die Behörde bei beschäftigten Lehrkräften vergütete Mehrarbeit gegen den Willen der Lehrkraft anordnen kann, muss noch geklärt werden. Auf jeden Fall gibt es ein Mitbestimmungsrecht des PR nach § 74(1)9.
Auszüge aus Gesetzen außer HSchG und HPVG

HLbG § 66(5): Die Fortbildung soll in der unterrichtsfreien Zeit stattfinden. In besonderen Fällen kann die SL für vom Land Hessen akkreditierte FB-Vranstaltungen Dienstbefreiung gewähren, sofern dienstliche Erfordernisse nicht entgegenstehen.
